


Rund ein Jahr ist das Verbraucherinforma�onsgesetz nun in Kra�, und die
bisherigen Erfahrungen haben die Unsicherheiten im Umgang mit diesem
Gesetz bei Antragstellern, Behörden und Unternehmen eher vergrößert als
verkleinert. Was ist ein Verstoß im Sinne des VIG? Bei welchen sons�gen
we�bewerbsrelevanten Informa�onen ist ein Anspruch nach dem VIG
ausgeschlossen? Wann sind Dri�e betroffen und wann sind sie von der
Behörde zwingend anzuhören? Auf diese und andere Fragen gibt das
vorliegende Werk juris�sch fundiert Antwort und bietet zugleich
pragma�sche und praxisorien�erte Lösungen. Es bietet damit
Antragstellern, Behörden und betroffenen Unternehmen eine Hilfestellung
für die Arbeit mit dem VIG.

Rita Beck hat als Referen�n im Verbraucherschutzministerium des Landes
Brandenburg langjährige Erfahrung im Bereich des
Informa�onszugangsrechts.
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Vorwort

Seit	dem	Inkrafttreten	des	Verbraucherinformationsgesetzes	(VIG)	am1.	5.	2008	hat	jeder	Bürger,	und	damit	auch	jeder	Leser	diesesKommentars,	freien	Zugang	zu	allen	bei	den	Überwachungsbehördenvorhandenen	Daten	im	Zusammenhang	mit	Erzeugnissen	im	Sinne	desLebensmittel-	und	Futtermittelgesetzbuches	(LFGB).	Begleitet	wurdendie	neuen	Regelungen	von	großen	Versprechen	an	die	Verbraucher	undhohen	Erwartungen	von	den	Verbrauchern	hinsichtlich	spürbarerVerbesserungen	für	die	Verbraucherinformation.	Gut	ein	Jahr	nachEintreten	der	Gesetzeskraft	lässt	sich	festhalten:	Die	Mehrzahl	dergestellten	Erwartungen	konnte	das	VIG	nicht	erfüllen,	sie	warenschlichtweg	zu	hoch.	Ob	das	VIG	–	in	der	Normalität	desUmweltinformationsgesetzes	(UIG)	und	diverserInformationsfreiheitsgesetze	(IFG)	in	Bund	und	Ländern	angekommen–	seinen	Beitrag	zu	einem	verbesserten	Verbraucherschutz	leistenkann,	wird	die	Zukunft	zeigen.Dieser	Kommentar	will	bei	einem	objektiven	Umgang	allerBeteiligten	mit	dem	Anspruch	des	Verbrauchers	auf	Informationenhelfen:Den	in	der	Lebensmittelüberwachung	tätigen	Mitarbeitern	möchtedieses	Werk	eine	Richtschnur	bieten,	wie	sie	dem	Anspruch	derVerbraucherinnen	und	Verbraucher	auf	mehr	Transparenz	durch	mehrInformation	über	die	konsumierten	Lebensmittel	gerecht	werdenkönnen,	ohne	die	berechtigten	Interessen	der	Unternehmen,	die	dieseLebensmittel	herstellen,	behandeln	oder	in	den	Verkehr	bringen,unnötig	zu	beeinträchtigen.	Es	soll	der	Behörde	helfen	imSpannungsfeld	zwischen	Verbrauchererwartung	und	Schutz	vonBetriebs-	und	Geschäftsgeheimnissen	Rechtssicherheit	zugewährleisten.Den	Verbraucherinnen	und	Verbrauchern	will	dieses	Buch	einerealistische	Einschätzung	ermöglichen,	was	das	VIG	in	ihrem	Interesseleisten	kann.	Die	betroffenen	Unternehmen	wiederum	soll	es	mit	demnötigen	Wissen	versorgen,	auf	welche	Informationen	die	Verbrauchereinen	berechtigten	Anspruch	haben.	Nur	so	können	sie	die	Belange	des



Verbraucherschutzes	frühzeitig	in	ihr	unternehmerisches	Handelneinbeziehen	und	entscheiden,	inwieweit	Verwaltungsverfahren	nachdem	VIG	durch	eigene	Information	der	Öffentlichkeit	vermiedenwerden	können.Potsdam,	im	März	2009 Rita	Beck
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A Gesetz zur Verbesserung der
gesundheitsbezogenen Verbraucherinforma�on
(Verbraucherinforma�onsgesetz – VIG)

vom	5.	November	2007	(BGBl.	I	S.	2558)
§ 1 Anspruch auf Zugang zu Informa�onen

(1) 1Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf freien Zugang
zu allen Daten über

1. Verstöße gegen das Lebensmi�el- und Fu�ermi�elgesetzbuch, gegen
die aufgrund des Lebensmi�el- und Fu�ermi�elgesetzbuches
erlassenen Rechtsverordnungen und gegen unmi�elbar geltende
Rechtsakte der Europäischen Gemeinscha� im Anwendungsbereich
des Lebensmi�el- und Fu�ermi�elgesetzbuches sowie Maßnahmen
und Entscheidungen, die im Zusammenhang mit solchen Verstößen
getroffen worden sind,

2. von einem Erzeugnis im Sinne des Lebensmi�el- und
Fu�ermi�elgesetzbuches (Erzeugnis) ausgehende Gefahren oder
Risiken für Gesundheit und Sicherheit von Verbraucherinnen und
Verbrauchern,

3. die Kennzeichnung, Herkun�, Beschaffenheit, Verwendung sowie das
Herstellen oder das Behandeln von Erzeugnissen sowie über
Abweichungen von Rechtsvorschri�en über diese Merkmale und
Tä�gkeiten,

4. die Ausgangsstoffe und die bei der Gewinnung der Ausgangsstoffe
angewendeten Verfahren,

5. Überwachungsmaßnahmen oder andere behördliche Tä�gkeiten oder
Maßnahmen zum Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern
einschließlich der Auswertung dieser Tä�gkeiten und Maßnahmen
sowie Sta�s�ken über festgestellte Verstöße gegen in § 39 Abs. 1 Satz 1
des Lebensmi�el- und Fu�ermi�elgesetzbuches genannte
Vorschri�en, soweit die Verstöße sich auf Erzeugnisse beziehen,



(Informa�onen), die bei einer Stelle im Sinne des Absatzes 2 unabhängig
von der Art ihrer Speicherung vorhanden sind. 2Der Anspruch nach Satz 1
besteht insoweit, als kein Ausschluss- oder Beschränkungsgrund nach § 2
vorliegt.

(2) 1Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist

1. jede Behörde im Sinne des § 1 Abs. 4 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes, die aufgrund

a. anderer bundesrechtlicher oder
b. landesrechtlicher

Vorschri�en öffentlich-rechtliche Aufgaben oder Tä�gkeiten
wahrnimmt, die der Erfüllung der in § 1 des Lebensmi�el- und
Fu�ermi�elgesetzbuches genannten Zwecke dienen,

2. jede natürliche oder juris�sche Person des Privatrechts, die aufgrund

a. anderer bundesrechtlicher oder
b. landesrechtlicher

Vorschri�en öffentlich-rechtliche Aufgaben oder Tä�gkeiten
wahrnimmt, die der Erfüllung der in § 1 des Lebensmi�el- und
Fu�ermi�elgesetzbuches genannten Zwecke dienen und der Aufsicht
einer Behörde unterstellt ist.

2Satz 1 gilt im Fall einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes nur,
wenn der Gemeinde oder dem Gemeindeverband die Aufgaben nach
diesem Gesetz durch Landesrecht übertragen worden sind.

(3) Zu den Stellen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gehören nicht die
obersten Bundes- und Landesbehörden, soweit sie im Rahmen der
Gesetzgebung oder beim Erlass von Rechtsverordnungen tä�g werden,
unabhängige Organe der Finanzkontrolle sowie Gerichte,
Jus�zvollzugsbehörden, Strafverfolgungs- und Disziplinarbehörden und
diesen vorgesetzte Dienststellen.
(4) Bes�mmungen über den Informa�onszugang und Informa�onspflichten
aufgrund anderer Gesetze sowie die gesetzlichen Vorschri�en über
Geheimhaltungspflichten, Amts- und Berufsgeheimnisse bleiben
unberührt.



§ 2 Ausschluss- und Beschränkungsgründe
1Der Anspruch nach § 1 besteht wegen

1. entgegenstehender öffentlicher Belange nicht,

a. soweit das Bekanntwerden der Informa�onen

aa) nachteilige Auswirkungen haben kann auf interna�onale

Beziehungen oder militärische und sons�ge

sicherheitsempfindliche Belange der Bundeswehr oder

bb) die Vertraulichkeit der Beratung von Behörden berührt oder,

eine erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit

verursachen kann;

b. während der Dauer eines Verwaltungsverfahrens, es sei denn, es
handelt sich um in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 genannte
Informa�onen, eines Gerichtsverfahrens, eines strafrechtlichen
Ermi�lungsverfahrens, eines Disziplinarverfahrens, eines
Gnadenverfahrens oder eines ordnungswidrigkeitsrechtlichen
Verfahrens hinsichtlich der Informa�onen, die Gegenstand des
Verfahrens sind;

c. soweit durch das Bekanntwerden der Informa�onen fiskalische
Interessen der um Auskun� ersuchten Stelle beeinträch�gt oder
Dienstgeheimnisse verletzt werden können;

d. soweit Informa�onen betroffen sind, die im Rahmen einer
Dienstleistung entstanden sind, die die Stelle aufgrund einer
privatrechtlichen Vereinbarung außerhalb des ihr gesetzlich
zugewiesenen Aufgabenbereichs des Verbraucherschutzes erbracht
hat;

e. in der Regel bei Informa�onen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, die vor
mehr als fünf Jahren seit der Antragstellung entstanden sind;

2. entgegenstehender privater Belange nicht, soweit

a. Zugang zu personenbezogenen Daten beantragt wird, es sei denn,
das Informa�onsinteresse der Verbraucherin oder des
Verbrauchers überwiegt das schutzwürdige Interesse der oder des



Dri�en am Ausschluss des Informa�onszugangs oder die oder der
Dri�e hat eingewilligt,

b. der Schutz des geis�gen Eigentums, insbesondere Urheberrechte,
dem Informa�onsanspruch entgegensteht,

c. durch die begehrten Informa�onen Betriebs- oder
Geschä�sgeheimnisse oder sons�ge we�bewerbsrelevante
Informa�onen, die in ihrer Bedeutung für den Betrieb mit einem
Betriebs- oder Geschä�sgeheimnis vergleichbar sind, offenbart
würden oder

d. Zugang zu Informa�onen beantragt wird, die einer Stelle aufgrund
einer durch Rechtsvorschri� angeordneten Pflicht zur Meldung
oder Unterrichtung darüber, dass ein vorschri�swidriges Erzeugnis
hergestellt, behandelt, in den Verkehr gebracht oder eingeführt
worden ist, mitgeteilt worden sind; dies gilt auch, wenn das
meldende oder unterrichtende Unternehmen irrig angenommen
hat, zur Meldung oder Unterrichtung verpflichtet zu sein.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe a gilt § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 und
4 des Informa�onsfreiheitsgesetzes entsprechend. 3Nicht unter ein in Satz
1 Nr. 2 Buchstabe c genanntes Betriebs- oder Geschä�sgeheimnis oder
eine dort genannte sons�ge we�bewerbsrelevante Informa�on fallen
Informa�onen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1.

§ 3 Antrag

(1) 1Die Informa�on wird auf schri�lichen Antrag erteilt. 2Der Antrag muss
hinreichend bes�mmt sein und insbesondere erkennen lassen, auf welche
Informa�onen er gerichtet ist. 3Zuständig ist

1. soweit Zugang zu Informa�onen bei einer Stelle des Bundes beantragt
wird, diese Stelle,

2. im Übrigen die nach Landesrecht zuständige Stelle.
4Abweichend von Satz 3 Nr. 1 ist im Fall einer natürlichen oder juris�schen
Person des Privatrechts für die Bescheidung des Antrags die Aufsicht
führende Behörde zuständig.


